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ANALYSEN UND BERICHTE
ORDNUNGSPOLITIK

Renaissance der Ordnungspolitil<
Armin Bohnet, Wolfgang Mansfeld, Gießen/Köln

Eine extensive prozeßpolitische Steuerung von Konjunktur, Wachstum und Verteilung stößt -  wie die Rea­
lität mit ihren ungelösten volkswirtschaftlichen Problemen zeigt -  auf strukturelle Wirkungsgrenzen. Die 
Chance eines Auswegs wird in einer Rückbesinnung auf die Ordnungspolitik gesehen. Wie groß ist diese 
Chance?

Nach mindestens zwei Jahrzehnten der Stagnation 
hat sich das Interesse an ordnungstheoretischen 

und -politischen Fragestellungen spürbar belebt. Die 
Themen der letzten beiden Tagungen des Vereins für 
Socialpolitik sowie eine Reihe weiterer Publikationen 
sind Belege hierfür. Zu einem großen Teil entspringt 
diese Entwicklung nicht lediglich akademischem Inter­
esse, sondern ist der Versuch einer Antwort auf aktuelle 
wirtschaftliche Problemlagen: die offenkundigen
Schwierigkeiten der Wirtschaftspolitik (nicht nur in der 
Bundesrepublik), mit Wachstums-, Zahlungsbllanz- 
und Beschäftigungsproblemen fertig zu werden, zwin­
gen zu einer kritischen Auseinandersetzung mit den 
Grundlagen dieser Wirtschaftspolitik. Dabei scheint 
sich die Auffassung zu verbreiten, daß nicht lediglich ein 
— ansonsten prinzipiell ausreichender und angemes­
sener -  wirtschaftspolitischer Instrumentenkasten 
falsch eingesetzt wird; der Schluß lautet auch, ,,die frü­
heren Hoffnungen in die Problemlösungsfähigkeit des 
Staates müßten gründlich revidiert werden“  (Knut Bor­
chardt auf der Tagung des Vereins für Socialpolitik in 
Nürnberg 1980), weil eine extensive prozeßpolitische 
Steuerung von Konjunktur, Wachstum und Verteilung 
durch den Staat in wachsendem Umfang auf „struktu­
relle“ Wirkungsgrenzen stößt.

Diese Wirkungsgrenzen aber -  so die These -  sind 
vor allem auch in der ordnungspolitischen Situation be­
gründet. Insbesondere entspreche die gesellschaftli­
che Verteilung von Entscheidungsrechten, Einkom­
mensansprüchen und -risiken sowie Planungskompe-
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tenzen den Anforderungen an eine zielorientierte ord- 
nungspolitische Rahmengestaltung nur unvollkommen. 
Verantwortlich hierfür sei neben Veränderungen der 
technischen und sozialen Rahmenbedingungen nicht 
zuletzt auch die betriebene Wirtschaftspolitik selbst.

Chancen für eine rationalere Wirtschaftspolitik ver­
spricht man sich einmal von einem teilweisen Verzicht 
auf prozeßpolltische Maßnahmen bei gleichzeitiger 
Verbesserung des ordnungspolitischen Rahmens, zum 
anderen von einer besseren ordnungspolitischen Fun­
dierung prozeßpolitischer Eingriffe des Staates in den 
Markt.

Die Befürwortung einer verstärkten Ordnungspolitik 
ist im übrigen nicht identisch mit einer Forderung nach 
angebotsorientierter Wirtschaftspolitik, wie sie in jüng­
ster Zeit vielfach -  u.a. auch durch den Wissenschaftli­
chen Beirat beim Bundeswirtschaftsministerium -  er­
hoben wird, auch wenn zweifellos teilweise Kongruenz 
zwischen beiden Konzeptionen besteht. Auch eine an­
gebotsorientierte Politik kann nämlich durch prozeßpo­
litischen Interventionismus betrieben werden, was 
dann aber -  wie gezeigt werden soll -  den Erfolg er­
heblich gefährden kann.

Die Auffassung von den Grenzen der Prozeßpolitik 
und der Existenz eines unzureichenden ordnungspoliti­
schen Rahmens trifft man inzwischen In fast allen wich­
tigen Handlungsfeldern der Wirtschaftspolitik an. Aller­
dings Ist der Grad Ihrer Akzeptanz recht unterschied­
lich, wie an den Bereichen der Beschäftigungspolitik, 
der Verteilungspolitik, der Erstellung staatlicher Lei­
stungen sowie der Regulierung der Privatwirtschaft ge­
zeigt werden soll.

Zweifel werden geäußert, ob die hartnäckige Arbeits­
losigkeit der 70er Jahre wirklich primär mit Nachfrage­
mangel zu erklären Ist, sei dieser nun konjunktureller 
oder säkularer Natur. Dagegen wird die These gesetzt,
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daß Arbeitslosigkeit zumindest zu einem erheblichen 
Teil dadurch bedingt ist, daß durch Staat und Tarifpart- 
ner beschäftigungsgefährdende Ordnungsveränderun­
gen vorgenommen worden sind.

□  Artur Woll^ weist darauf hin, daß sich in den vergan­
genen Jahren die berufliche und räumliche IVIobilität am 
Arbeitsmarkt verringert habe, was in einer Zeit raschen 
Struktunwandels zu erhöhter Dauerarbeitslosigkeit füh­
ren mußte^. Eine wichtige Ursache hierfür sieht er in 
ordnungspolitischen Regelungen, die vom Staat zum 
Schutz ausgewählter Arbeitnehmergruppen wie der Ju­
gendlichen, der Frauen oder der Bezieher niederer Ein­
kommen getroffen wurden. Diese seien zumeist mit zu­
sätzlichen Lasten für die Arbeitgeber verbunden gewe­
sen und hätten sich deshalb eher als Antriebsmotor für 
eine überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit dieser 
Gruppen denn als Konfliktlösungsinstrument erwiesen. 
Schließlich hätte auch die kollektive Lohnaushandlung 
nicht selten zu einem (zu hohen) Lohnniveau geführt, 
das Arbeitskräfteentlassungen, Produktionseinstellun­
gen und -Verlagerungen in das Ausland zur Folge ge­
habt habe. Insbesondere problematisch sei die Taktik, 
die unteren Lohngruppen stärker als im Durchschnitt 
nach oben anzupassen, da sie letztlich doch nur eine 
überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit bei ungelernten 
Arbeitskräften verursache.

□  Eine weitere Erklärung der Beschäftigungsproble­
me wird darin gesehen, daß der Anteil der Kapitalbil­
dung am Volkseinkommen und namentlich die Bereit­
stellung von Risikokapital unzureichend sei und letztlich 
die Investitions- und Innovationstätigkeit durch ord­
nungspolitische Faktoren behindert sei. Engels führt in 
diesem Zusammenhang an, daß die Beteiligungsfinan­
zierung für die Unternehmen wegen der über eine lange 
Zeit diskriminierenden Behandlung der Aktie außeror­
dentlich erschwert gewesen sei®. Mit der Körper­
schaftsteuerreform und hier insbesondere der Anre­
chenbarkeit der Körperschaftsteuer auf die Einkommen

■ seien erste Schritte hin zu einer sachgerechten ord­
nungspolitischen Rahmengestaltung gemacht worden, 
ohne daß eine voll befriedigende Situation schon er­
reicht worden wäre.

Das Beispiel Soziaipolitilc

In den 60er und frühen 70er Jahren wurde eine Viel­
zahl vorwiegend prozeßpolitischer Maßnahmen (z. B. 
Sparförderungsmaßnahmen, Vermögensbildungspro­
gramme) ergriffen, um eine gleichmäßigere Einkom­
mensverteilung sowie eine breitere Streuung des Ver­
mögens zu erreichen. Mit wachsender Zahl der Einzel­
programme mit zum Teil verschiedenen Zielen und An­
satzpunkten wurden jedoch erhebliche Inkonsistenzen 
und Zielabweichungen unvermeidlich. Zugleich öffnete 
sich eine Kluft zwischen zunehmenden Erwartungen an 
das Sozialleistungssystem einerseits, den begrenzten 
Erfolgen und der nur geringen Bereitschaft anderer­
seits, hierfür eine wachsende Abgabenlast in Kauf zu 
nehmen.

□  Angesichts dieses Dilemmas enweist es sich als 
Manko, daß -  wie Stützel feststellt -  im Hinblick auf so­
ziale Maßnahmen eine ordnungspolitische Grundsatz­
entscheidung fehlt, die eine gezieltere sozial- und ver­
teilungspolitische Strategie erlaubt. Stützel plädiert für 
eine systemkonforme Sozialpolitik, die sich vor allem 
auf das Instrument offener Direkttransfers stützen soll­
te t

□  Einen völlig anderen Weg stellen die verstärkten Be­
mühungen vor allem der Gewerkschaften dar, durch 
grundsätzliche Regelungen über die Stellung des Ar-

' A rtur W  o 11: W as leistet die ökonom ische Theorie zur Erl<lärung 
und Oberwindung der Arbeitslosigkeit?, in: D. D u w e n d a g , H. 
S i e b e r t :  Politik und iVlarkt, S tuttgart und New York 1980.

^ Zahlen zum Mobilitätsgrad der Arbeitskräfte scheinen in der Tat dafür 
zu sprechen, daß die Anreize und die Bereitschaft der Arbeitskräfte zum 
Arbeitsplatzwechsel von Land zu Land sehr verschieden sind. W ährend 
in den USA im Verlauf eines Jahres fast jeder vierte Arbeitnehmer 
(23 %) seinen Arbeitsplatz gewechselt hat, waren es in Jugoslawien 
nur 2 %. Die Bundesrepublik Deutschland liegt mit knapp 10 % zwi­
schen diesen beiden Fällen. Schließt man angesichts der hohen Aus­
landsbeschäftigung jugoslaw ischer Arbeiter mangelnde individuelle 
Flexibilität und M obilität derselben aus, liegt es nahe, eine Ursache für 
die geringe M obilität vor allem in der bestehenden Unternehmensver­
fassung zu suchen. Kritiker des jugoslaw ischen Arbeiterselbstverwal­
tungssystem s erklären die fehlende Bereitschaft der Betriebe, Arbeits­
kräfte einzustellen, sowie die geringe Möglichkeit und Bereitschaft, 
überschüssige Arbeitskräfte abzubauen, denn auch vor allem damit, 
daß eine Ausweitung der Beschäftigten im Betrieb vielfach zu einem 
Rückgang der Individualeinkommen führen würde, während Entlassun­
gen rechtlich und von der Interessenlage der Entscheidungsträger her 
kaum durchzusetzen sind.

 ̂ Vgl. W. E n g e l s :  Die Aktie muß w ieder entdeckt werden, in: 
Frankfurter A llgemeine Zeitung vom 7. 2. 81.
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beitnehmers am Arbeitsplatz und in den unterneiimeri- 
sclien Entscheidungsprozessen das System der So­
zial- und Verteilungspolitik dort zu ergänzen, wo dieses 
wenig Aussichten auf die Erreichung angestrebter Ziele 
verspricht.

Vor allem Ökonomen des englischsprachigen Rau­
mes weisen seit längerem darauf hin, daß die Bürokra­
tie (Ministerien, Behörden) als Anbieter öffentlicher Lei­
stungen eine Monopolstellung besäße, die in vielen öf­
fentlichen Verwaltungs- und Dienstleistungsbereichen 
teils zu personellen Überbesetzungen, teils zu Über­
produktionen geführt hätte®. Dadurch seien Ressour­
cen gebunden worden, die in der Privatwirtschaft effi­
zienter hätten eingesetzt werden können. Dieser Fehl­
entwicklung könne ebenfalls nur durch eine Verände­
rung des ordnungspolitischen Rahmens begegnet wer­
den.

Konkrete Maßnahmen, die in diesem Zusammen­
hang vorgeschlagen werden, bestehen in einer Intensi­
vierung der Kontrolle staatswirtschaftlicher Aktivitäten, 
einer Veränderung der kollektiven Entscheidungsre­
geln sowie der Festlegung verfassungsmäßiger Ober­
grenzen für die Bereitstellung von Finanzmitteln® zur öf­
fentlichen Leistungserstellung.

Das Beispiel Regulierung der Privatwirtschaft

Auch gegen staatliche Regulierungstätigkeit, d. h. di­
rekte Eingriffe in die Privatwirtschaft, richten sich ord­
nungspolitische Bedenken insbesondere dann, wenn 
diese aus einem Katalog von Einzeleingriffen besteht, 
der eher historischen Zufälligkeiten oder dem Einfluß 
einzelner gesellschaftlicher Gruppen als einem durch­
dachten Konzept entspringt.

□  Generell wird die Tendenz beklagt, im privatwirt­
schaftlich organisierten Bereich mit Unterstützung des 
Staates Monopole oder monopolähnliche Machtposi­
tionen zu erlangen. Dies sei gesamtwirtschaftlich des­
halb problematisch, weil es dadurch zu Ineffizienzen in 
den regulierten Bereichen kommen könne. Allerdings 
sei diese Tendenz durchaus verständlich. Sie resultiere

* Vgl. W. 8  t ü t z e I : Systemkonforme Sozialpolitik in der sozialen 
Marktwirtschaft, in: W IRTSCHAFTSDIENST, 60. Jg. (1980), H. 9, 
s. 450-455.

® Vgl. etwa W. N i s k a n e n :  Bureaucracy and representative Go­
vernment, Chicago 1971.

® Diese letztgenannte Forderung fand unter dem Begriff „P roposition 
13“  Eingang in die Verfassung des Staates von Kalifornien.

 ̂ Vgl. H. B a u m :  Staatlich adm inistrierte Preise -  Grundsätze für ei­
ne w irtschaftspolitische Neuorientierung, in: W IRTSCHAFTSDIENST, 
60. Jg. (1980), H. 10, S. 486-492.

® Zu den Begriffen quantitative W irtschaftspolitik, Ablauf- bzw. Prozeß­
politik usw. siehe Theodor P ü t z :  G rund lagendertheore tischenW irt­
schaftspolitik, 3. Aufl., S tuttgart 1975.

daher, daß die Benutzung politischer Prozesse zur För­
derung eigener Interessen ungeheuer billig geworden 
sei, während sich die Kosten der Benutzung des Markt­
systems zur Verbesserung der eigenen Lage enorm er­
höht hätten.

□  Für den Bereich staatlich administrierter Preise 
kommt Baum zu dem Ergebnis, daß die staatlichen 
Preiseingriffe weder stabilitäts- noch verteilungspoli­
tisch nennenswerte Erfolge erzielt hätten und es einer 
,,Ordnungskonzeption“ anstelle punktueller Eingriffe 
bedürfe^.

□  Ordnungspolitisch fundierte Kritik hat auch die staat­
liche Regulierung innerhalb der ,,Mißbrauchsaufsicht 
über marktbeherrschende Unternehmen“ nach § 22 
GWB gefunden. Nach Ansicht der Kritiker kann diese 
Form der Wettbewerbspolitik -  konsequent durchge­
führt -  in der Summe zu einer administrativen Preis- 
und Gewinnkontrolle in wichtigen Bereichen der Wirt­
schaft führen, würde im Ergebnis aber aufgrund der ad­
ministrativen Schwierigkeiten bei der Durchführung und 
aufgrund der Folgewirkungen im privaten Sektor (z. B. 
Kostenproduktion bei Gewinnbegrenzung) nicht die er­
wünschten positiven Wirkungen auf Preise, Innovatio­
nen usw. haben. Deshalb sei eine Wettbewerbspolitik 
vorzuziehen, die von vornherein -  insbesondere durch 
Zusammenschlußkontrollen und Abbau von Marktzu­
gangsbarrieren -  für wettbewerbsfördernde Strukturen 
sorge, ohne daß der Staat selbst einzelne Handlungen 
der Wettbewerber kontrollieren und korrigieren muß.

Verbesserte Zielerreichung

Als gemeinsame Resultate dieser Analysen lassen 
sich feststellen: Wichtige wirtschaftspolitische Ziele 
können unter den gegebenen Bedingungen durch pro­
zeßpolitische Programme und eine quantitativ orientier­
te Wirtschaftspolitik nicht mehr bzw. nicht befriedigend 
erfüllt werden®. Der in der Realität stattgefundene Wan­
del vom ,,punktuellen“ hin zum ,,flächendeckenden“ 
staatlichen Interventionismus, verbunden mit einem 
überproportionalen Wachstum der finanzwirtschaftli­
chen Staatstätigkeit (steigende Staatsquote), hat vor 
allem zwei Konsequenzen, die zum einen den staatli­
chen Bereich selbst, zum anderen die Rückwirkungen 
des staatlichen auf den privatwirtschaftlichen Bereich 
betreffen;

□  Im staatlichen Bereich nimmt der Koordinations­
und Konsensfindungsbedarf bei den zu treffenden Ent­
scheidungen mit wachsendem Interventionsumfang ra­
pide zu. Andererseits muß die Koordination und Pla­
nung aus Kostengründen und infolge der Grenzen, die 
durch die limitierte menschliche Pianungsfähigkeit ge­
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geben sind, zunehmend unvollständig werden (eine 
Zwangsläufigkeit, die von den Initiatoren und Verfech­
tern der Globalsteuerung nicht gesehen wurde). Der 
damit verbundene Verzicht auf vollständige Planung ist 
aus den genannten Gründen durchaus rational; die For­
derung, der Staat könne und müsse ,,planvoller“ han­
deln, ist demgegenüber nicht realisierbar und stößt ins 
Leere.

□  Eine prozeßpolitisch ausgerichtete Wirtschaftspoli­
tik  verändert sowohl durch das Abgaben-Subventions- 
System als auch durch die öffentliche Regulierungstä­
tigkeit immer wieder die Anreizstrukturen im privatwirt­
schaftlichen Bereich. Je größer aber Umfang und Ände­
rungsrate der staatlichen Aktivität in diesen Bereichen 
sind, um so geringer wird die Konstanz von Daten und 
um so unsicherer werden die Erfolgserwartungen für 
produktive und insbesondere auch innovative und risi­
kobehaftete Handlungen im privatwirtschaftllchen Be­
reich. In etwas drastischer Weise könnte auch von der 
Gefahr einer ,,Tot-Regulierung“ privatwirtschaftlicher 
Initiativen gesprochen werden.

Während die Ausweitung quantitativer Prozeßpolitik 
häufig mit der zunehmenden Gefahr falscher Informa­
tions- und Verhaltensprämissen verbunden ist, ver­
spricht ein verstärkter Einsatz ordnungspolitischer In­
strumente -  oder zumindest eine verstärkte Beachtung 
ordnungspolitischer Implikationen prozeßpolitischer 
Aktivitäten -  eine verbesserte wirtschaftspolitische 
Zielerreichung. Bei einem ,,richtigen“ Ordnungsrah­
men, d. h. einer zweckmäßigen Zuordnung von Ent­
scheidungsrechten, Einkommensmöglichkeiten und 
Planungskompetenzen, kann nämlich darauf vertraut 
werden, daß der unter diesen Prämissen ablaufende 
wirtschaftliche Koordinationsprozeß zu befriedigenden 
Ergebnissen führt, ohne daß der Staat diese Ergebnis­
se selbst vorher planen und herbeiführen muß. Das po- 
litisch-administrative System wird also von seiner der­
zeitigen Überforderung durch zuviel ,,Politiken“ entla­
stet. Ordnungspolitik ist ein Mittel, wirtschaftspolitische 
Ziele wirksamer zu erreichen.

Einfache IVIaximen reichen nicht

Sicherlich spricht einige -  auch empirische -  Evi­
denz für viele dieser Thesen. Ein definitives diesbezüg­
liches Urteil soll hier aber ebensowenig wie eine Aus­
einandersetzung mit Gegenmeinungen versucht wer­
den. Vielmehr soll auf Implikationen hingewiesen wer­
den, die bei einem Plädoyer für mehr ordnungspoliti­
sche Aufmerksamkeit beachtet werden müssen.

Einmal ist bisher noch nichts über die Inhalte dieser 
Politik gesagt. Ordnungspolitik -  so könnte argumen­
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tiert werden -  ist ja als solche nichts Neues, sondern 
wird seit jeher in der Lehre von einer Wirtschaftspolitik 
als Teil des wirtschaftspolitischen Instrumentariums 
analysiert (vgl. etwa Theodor Pütz). Die Frage ist des­
halb, ob die Forderung nach mehr Ordnungspolitik bzw. 
stärkerer Beachtung von ordnungspolltischen Effekten 
lediglich eine Umorientierung auf den bekannten Glei­
sen ordnungspolitischer Alternativen bedeuten soll 
oder ob auch eine Fortentwicklung der ordnungspoliti­
schen Konzeptionen und hieraus erwachsender Politik­
vorschläge sinnvoll erscheint.

Viele der heutigen Vorschläge zur Ordnungspolitik 
bewegen sich durchaus im „traditionellen“ konzeptio­
nellen Rahmen, der dadurch gekennzeichnet ist, daß es 
weitgehend um den Gegensatz ,,Staat oder Markt“ 
geht. Gefordert wird entsprechend ein Rückzug des 
Staates und eine Vergrößerung des privaten Sektors. 
Die Reprivatisierungsdiskussion der 70er Jahre ver­
mag diesen Trend besonders gut zu verdeutlichen.

Die Frage ist jedoch; reicht die Devise ,,mehr Markt, 
weniger Staat“ -  mag sie die derzeit gebotene Grund­
richtung auch durchaus richtig weisen -  heute für die 
praktische Ordnungspolitik aus? Wir meinen, daß dies 
nicht der Fall ist. Die Frage nach effizienten Koordina­
tionsmechanismen und zweckmäßigen institutioneilen 
Regelungen läßt sich für entwickelte Volkswirtschaften 
mit vielfältigen Interdependenzen und Interessen und 
einem entsprechenden vielfältigen Koordinationsbe­
darf in der Regel nicht allein durch Rückgriff auf die 
Idealtypen ,,Markt“ und ,,Staat“ beantworten.

Differenziertere Konzeptionen

Wenn aber in der Realität Mischformen der Koordina­
tion existieren und sinnvoll erscheinen, kann dem nur 
durch vertiefte und differenzierte ordnungspolitische 
Konzeptionen Rechnung getragen werden. Diese müß­
ten -  im Gegensatz zum jetzigen Stand der Dinge -  
vor allem folgenden Anforderungen genügen:

□  Markt und staatliche Intervention sind nicht dichoto- 
mische, sich in einzelnen Sektoren oder gar ganzen 
Volkswirtschaften ausschließende Koordinationsme­
chanismen. In den meisten Fällen ist es notwendig, die 
richtige Form ihres Zusammenwirkens zu finden. So 
geht es z. B. im Wohnungsbau derzeit ja nicht um einen 
völlig freien Markt, sondern darum, den staatlichen Ein­
fluß nur partiell abzubauen und ihm ansonsten eine 
Form zu geben, die die Marktkräfte möglichst wenig be­
hindert und dort Impulse setzt, wo einzelwirtschaftliche 
Ziele alleine als Allokationskriterien nicht ausreichen. 
Ordnungspolitische Konzeptionen müssen also mehr 
als bisher gemischtwirtschaftliche Eigentumsformen
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und das Zusammenwirken unterschiedlicher Koordina­
tionsmechanismen einbeziehen. Andernfalls besteht 
die Gefahr, daß sie sich (weiterhin) als Idealentwürfe in 
zu großer Distanz zu den praktisch möglichen und er­
forderlichen Lösungen bewegen.

□  Ordnungspolitische Konzeptionen müssen der Tat­
sache Rechnung tragen, daß unter verschiedenen so­
zialen und technischen Rahmendaten unterschiedliche 
Ordnungslösungen zweckmäßig sein können, daß also 
allgemeingültige und zeitungebundene Empfehlungen 
für eine Wirtschaftsordnung nicht möglich sind. Dazu 
seien einige Beispiele genannt; Bekanntlich gibt es 
Wirtschaftszweige, die aus technischen oder natürli­
chen Gründen schlechtere Voraussetzungen als ande­
re dafür bieten, daß Privatinitiative zu funktionsfähigem 
Wettbewerb mit befriedigenden Ergebnissen führt. Hier 
kann es sinnvoll sein, ,,dem Staat“ in mehr oder minder 
großem Ausmaß Handlungsrechte in Form von Regu­
lierungskompetenzen oder direkter Entscheidungs­
autorität (öffentliche Unternehmen) in zweckmäßiger 
Form zuzuweisen. Ein zweites Beispiel bezieht sich auf 
die Wettbewerbsgesinnung, die in verschiedenen Län­
dern und zu verschiedenen Zeitpunkten unterschiedlich 
stark ausgeprägt sein kann. Dies hat offensichtlich Aus­
wirkungen auf die jeweilige Leistungsfähigkeit einer 
Wirtschaftsordnung und damit die Sinnhaftigkeit von 
Reformen. Eine Relativierung von Ordnungsempfeh­
lungen ist aber auch in dynamischer Sicht geboten: ein 
Wandel der technischen und sozialen Rahmenbedin­
gungen hat immer stattgefunden; er wird auch in Zu­
kunft stattfinden und eine Anpassung der Ordnung er­
fordern. Dies kann bedeuten, daß auch neue Ord­
nungsformen -  institutionelle Innovationen -  gefun­
den werden müssen (Knut Borchardt). Die Wissen­
schaft sollte solche Lösungen finden helfen. Eine Beru­
fung auf Adam Smith mag aufschlußreich und vielleicht 
auch in der Tendenz richtig sein, reicht aber alleine 
nicht aus.

Erweiterung des Objektbereichs

□  Ordnungsanalyse und ordnungspolitische Empfeh­
lungen müssen ihren Objektbereich erweitern. Traditio­
nell dominiert das Problem staatlicher Interventionen, 
d. h. das Verhältnis zwischen Staat und Privatwirt­
schaft. Zum ordnungspolitischen Kompetenzbereich 
gehören heute aber darüber hinaus:

(1) Die interne Ordnung des staatlicii-poiitischen Be­
reichs. Gerade weil ein relativ hoher Umfang staatlicher 
Interventions- und Versorgungsaktivität wohl auch zu­
künftig unvermeidbar ist, muß man sich verstärkt mit 
den internen Mechanismen des politisch-administrati­
ven Systems befassen und nach leistungsfähigen inter­

nen Ordnungs- bzw. Organisationsalternativen su­
chen. Hier sind bereits wichtige Grundlagen im Rahmen 
der Public-Choice-Theorie geschaffen worden, die in 
die Wirtschaftsordnungstheorie zu integrieren sind®.

(2) Die interne Ordnung des Unternehmensbereichs, 
also Fragen der Entscheidungsstruktur, Vermögensbe­
teiligung, Planungskompetenzen usw. Ordnungspoliti­
sche Konzeptionen sollten demnach auch Alternativen 
der Unternehmensorganisation (vor allem hinsichtlich 
der Entscheidungs- und Ertragsbeteiligung) analysie­
ren und nach gesamtwirtschaftlichen Kriterien beurtei­
len.

(3) Schließlich ist nach den Mechanismen ordnungs- 
poiitischer Entscheidungen se/ösf unter den Bedingun­
gen parlamentarisch-pluralistischer Demokratie zu fra­
gen. Ob Ordnungspolitik ähnliche oder andere Durch­
setzungsbedingungen im politischen Raum vorfindet 
wie Prozeßpolitik, wäre in diesem Zusammenhang eine 
interessante Frage^°.

IVIängel der Ordnungstheorie

Bisher ist d ie ,,Renaissance der Ordnungspolitik“ nur 
in einem geringen Maße mit einer kritischen inhaltlich­
konzeptionellen Fortentwicklung ordnungspolitischer 
Leitbilder verbunden gewesen. Hieraus ergibt sich 
zwingend die Frage nach dem Stand der Theorie der 
Wirtschaftsordnung als Grundlage jeglicher Politik- 
Konzeption. Sicherlich geht die inhaltlich einseitige 
Orientierung der Ordnungspolitik, wie sie oben konsta­
tiert wurde, wesentlich auf entsprechende Mängel in 
der Ordnungstheorie zurück. Diese sind

□  eine zu sehr deskriptive Orientierung,

□  die zu starke Betonung von Idealmodellen und

□  das am neoklassischen Wohlfahrtsmodell orientier­
te Effizienzkonzept.

Diese Mängel sind jüngst mehrfach diskutiert und be­
gründet worden, und es sind auch bereits Ansätze der 
Fortentwicklung vorhanden^ ̂ . Unbestritten ist, daß eine 
verbesserte Ordnungspolitik auch zukünftig auf Fort­
schritte in der Theorie angewiesen sein wird.

® Vgl. hierzu den Überblicksartikel von Jam es M. B u c h a n a n :  
Public Finance and Public Choice, in: National Tax Journal, Vol. XXIII, 
1 9 7 5 ,3 .3 8 3  ff.

Die Neue Politische Ökonomie hat die politischen IVIechanismen 
zwar relativ ausführlich analysiert, meist aber auf die Konjunktur- und 
Verteilungspolitik bezogen. Einen Ansatz für einen Teilbereich der Ord­
nungspolitik -  nämlich die W ettbewerbspolitik -  bietet W. Z o h l n ­
h ö f e r :  W ettbewerbspolitik in der Demokratie, in: H. G u t z i e r  
u. a. (Hrsg.): W ettbewerb im W andel, Baden-Baden 1976.

”  Vgl. Armin B o h n e t ,  W olfgang M a n s f e l d :  Auf dem Wege 
zu einer allgemeinen Theorie der W irtschaftsordnung?, in: Jahrbuch für 
Nationalökonomie und Statistik, 1980, S, 497 ff.; K. E. S c h e n k :  
W irtschaftsordnung: Das Versagen der W issenschaft, in: W irtschafts­
woche, 11/1979, S. 8 2 ff.
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